
Abwägung Flächennutzungsplan 2025, 6. Änderung "Photovoltaikanlage Gewann Seite" in Mühlacker – Großglattbach – frühzeitige Beteiligung 
§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Stand 20.12.2023 

1 

 

 
Behördenbeteiligung Übersicht 
 

 

Behörde 
Anregungen, Empfehlungen und Hinweise 

Empfehlung der Verwaltung 

1. Arbeitsgemeinschaft der Naturfreunde: Kein Eingang 

2. Arbeitsgemeinschaft Fledermausschutz: Kein Eingang  

3. Bauernverband Enzkreis e. V.:Kein Eingang  

4. Deutsche Telekom, E-Mail vom 11.12.2023 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-
auftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie 
alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellung-
nahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:  
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Die Belange der Telekom - 
z. B. das Eigentum der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes sowie ihre Vermögensin-
teressen – sind betroffen. 
 
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet blei-
ben. 
 
Für zukünftige Erweiterung des Telekommunikationsnetzes sind in allen Verkehrswegen geeig-
nete und ausreichende Trassen für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Tele-
kom vorzusehen. 
 
 
 
 

 
Berücksichtigung 
Die Leitungen der Telekom liegen außerhalb des Plange-
biets, innerhalb des landwirtschaftlichen Weges und sind 
von der Planung nicht betroffen. 
 
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien 
bleiben weiterhin gewährleistet. 
 
 
 
 
 
 
Keine Berücksichtigung 
Es sind keine öffentliche Verkehrswege geplant. 
 
 

 

Anlage 1
zu Sivola
006/2024
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5. EnBW Regionalzentrum Nordbaden: Kein Eingang 

6. Netze BW GmbH- Bauleitplanung, E-Mail vom 27.11.2023: 
Die uns zugegangenen Unterlagen haben wir auf unsere Belange hin geprüft und nehmen wie 
folgt Stellung: 
 
Im Geltungsbereich des Flächennutzungsplans bestehen Versorgungsanlagen der 
Netze BW GmbH. 
 

 Stellungnahme der Netzentwicklung Projekte Genehmigungsmanagement Sparte 110-
kV-Netz (NETZ TEPM) 

 
Seitens des Genehmigungsmanagements Netzentwicklung Projekte bestehen keine Be-
denken gegen die Änderung des Flächennutzungsplans. 
Für die überörtliche Stromversorgung bestehen im Geltungsbereich der FNP-Änderung 
keine Trassen für 110-kV-Leitungen der Netze BW.  

 

 Stellungnahme der Netzentwicklung Nord Netzplanung Sparten Strom (Mittel- und Nie-
derspannung) und Gas (Gasmittel- und Niederdruck) (NETZ TENN) 

 
Zum Flächennutzungsplan „Photovoltaikanlage Gewann Seite“ in Mühlacker-Großglatt-
bach haben wir grundsätzlich keine Bedenken vorzubringen. 
 
Die Anschlussmöglichkeiten des Solarparks an das öffentliche Versorgungsnetz werden 
im Zuge der jeweiligen Anfrage in einem separaten Verfahren geprüft und festgelegt. 
 
Sollten Sie zu Planungszwecken und Aktualisierung Ihrer Planunterlagen eine Übersicht 
unserer Netze benötigen, so erhalten Sie diese bei unserer Leitungsauskunft online über 
http://www.netze-bw.de/leitungsauskunft oder über das E-Mailpostfach Leitungsaus-
kunft-Nord@netze-bw.de in verschiedenen Dateiformaten. 
 
Wir bitten Sie unsere Stellungnahme im weiteren Verfahren zu berücksichtigen und uns 
über das Abwägungsergebnis zu informieren, nach Abschluss des Verfahrens das In-
krafttreten des Flächennutzungsplans mitzuteilen und uns eine endgültige Fassung des 
Flächennutzungsplans in digitale Form an unsere E-Mail-Sammelpostfachadresse netz-
planung-nbd@netze-bw.de zuzusenden. 

 
Keine Anregungen und Bedenken 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Die Stellungnahme wird im weiteren Verfahren berücksich-
tigt. 

Eine Kopie des genehmigten Flächennutzungsplan 2025, 
6. Änderung "Photovoltaikanlage Gewann Seite" in 

http://www.netze-bw.de/leitungsauskunft
mailto:Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de
mailto:Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de
mailto:netzplanung-nbd@netze-bw.de
mailto:netzplanung-nbd@netze-bw.de
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Wir bitten darum, unsere Stellungnahme im weiteren Verfahren zu berücksichtigen und uns über 
das Abwägungsergebnis zu informieren, nach Abschluss des Verfahrens das Inkrafttreten des 
Flächennutzungsplans mitzuteilen und uns eine endgültige Fassung des Flächennutzungsplans 
in digitaler Form an unsere E-Mail-Sammelpostfachadresse bauleitplanung@netze-bw.de zuzu-
senden. Hierzu geben Sie bitte jeweils die o.g. Vorgangs-Nr. an. 
 
Bitte beteiligen Sie außerdem, falls noch nicht geschehen, die TransnetBW GmbH, Heilbronner 
Str. 51-55 in 70191 Stuttgart, E-Mail: bauleitplanung@transnetbw.de ebenfalls (auch bei künfti-
gen Verfahren). Die TransnetBW GmbH ist für die Höchstspannungsanlagen (220- und 380-kV) 
und die Netze BW GmbH für die Nieder-, Mittel- und Hochspannungsanlagen (0,4-, 20- und 110-
kV) zuständig. 
 
Abschließend bitten wir, uns am weiteren Verfahren und an nachgelagerten Bebauungsplanver-
fahren zu beteiligen. 

Mühlacker – Großglattbach wird zu gegebener Zeit zu-
gesendet. 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
TransnetBW GmbH wird im Rahmen der Offenlage des Ent-

wurfs des Flächennutzungsplan 2025, 6. Änderung 
"Photovoltaikanlage Gewann Seite" in Mühlacker – 
Großglattbach am Verfahren beteiligt. 

 
 

7. Feuerwache Mühlacker: Kein Eingang 

8. Handelsverband Württemberg e. V.: Kein Eingang 

9. Handwerkskammer Karlsruhe: Kein Eingang 

10. Industrie- und Handelskammer NSW: Kein Eingang 

11. Regierungspräsidium Stuttgart Landesamt für Denkmalpflege Ref. 8, E-Mail und Schrei-
ben vom 22.11.2023  
 
Anbei erhalten Sie die Stellungnahme des Landesamts für Denkmalpflege zum im Betreff ge-
nannten Verfahren. Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an:  
Dr. Sven Jäger (Mail: ArchaeologieLADKA@rps.bwl.de). 

 
Vielen Dank für die zugesandten Planunterlagen und die Beteiligung zur o.g. Planung. Zu den 
Belangen der Denkmalpflege nimmt das Landesamt für Denkmalpflege als Träger öffentlicher 
Belange (TÖB) wie folgt Stellung: 
Seitens der archäologischen Denkmalpflege bestehen keine Bedenken gegen die geplan-
ten Maßnahmen. 
Wir bitten jedoch, folgenden Hinweis auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG in die 
Planungsunterlagen mit aufzunehmen. 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Bedenken 
 

Keine Berücksichtigung im Rahmen der vorbereitenden 
Bauleitplanung 

mailto:bauleitplanung@netze-bw.de
mailto:bauleitplanung@transnetbw.de
mailto:ArchaeologieLADKA@rps.bwl.de
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der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramik-
reste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdver-
färbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unveränder-
tem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der 
Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hinge-
wiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in 
Kenntnis gesetzt werden. 
 
Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktueller Sachstandslage keine 
Bedenken. 
 
Für weitere Informationen zur vorliegenden Stellungnahme wenden Sie sich bitte an das Lan-
desamt für Denkmalpflege: Dr. Sven Jäger, Referat 84.2, ArchaeologieLADKA@rps.bwl.de, 
0721/926 -4838 
 
Ab dem 1. Januar 2022 haben wir zur Beteiligung des Landesamtes für Denkmalpflege als 
Träger öffentlicher Belange ein landesweites Funktionspostfach eingerichtet. Wir bitten Sie, 
Ihre Anfragen zukünftig an TOEB-BeteiligungLAD@rps.bwl.de zu richten. 

 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung abgear-
beitet. 

 
 

12. Regierungspräsidium Freiburg Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Ba-
den-Württemberg, E-Mail vom 04.12.2023 und Schreiben vom 30.11.2023 

 
Anbei übersende ich Ihnen unsere Stellungnahme zum o. g. Vorhaben. 
Beachten Sie bitte unser Merkblatt, welches als Anlage beigefügt ist.  
 
Achtung!  

Aufgrund verschärfter E-Mail-Sicherheitsbestimmungen empfängt das Regierungspräsidium 
Freiburg keine älteren Office-Formate (z. B. .doc / .xls) oder mit Passwort geschützten Dateiar-
chive (z. B. .zip) mehr. Ebenfalls dürfen Office-Dateien keine Makros mehr enthalten. 

Senden Sie uns daher bitte ab sofort nur noch Dokumente in aktuellen Office-Formaten wie z. B. 
.docx oder .xlsx ohne Makros bzw. PDF-Dateien zu. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Elektronische Post richten Sie bitte an 
die Poststelle der Abteilung (abteilung9@rpf.bwl.de). 
 

 
 
 
Keine Anregung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:TOEB-BeteiligungLAD@rps.bwl.de
mailto:abteilung9@rpf.bwl.de
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B Stellungnahme 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche Be-
lange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) auf der Grund-
lage der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
Geotechnik 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können unter https://maps.lgrb-bw.de/ abgeru-
fen werden. 
Ingenieurgeologische Belange werden im Rahmen der Anhörung zu konkreten Planungen (z. B. 
Bebauungspläne) beurteilt, wenn Art und Umfang der Eingriffe in den Untergrund näher bekannt 
sind. Eine Gefahrenhinweiskarte (insbesondere bezüglich eventueller Massenbewegungen und 
Verkarstungsstrukturen) kann, nach vorheriger - für Kommunen und alle übrigen Träger öffentli-
cher Belange gebührenfreier - Registrierung, unter https://geogefahren.lgrb-bw.de/ abgerufen 
werden. 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens „Freiflächen-Photovoltaikanlage Gewann Seite“ hat 
das LGRB mit Schreiben vom 27.07.2023 (Az. 2511 // 23-03061) zum Planungsbereich fol-
gende, weiterhin gültige ingenieurgeologische Stellungnahme abgegeben: 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine 
fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das 
Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotechni-
scher Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gut-
achtenden Ingenieurbüros. Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, empfiehlt 
das LGRB andernfalls die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebau-
ungsplan: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ausstrich-
bereich von Gesteinen der Meißner-Formation und des Trigonodusdolomits (beide Oberer Mu-
schelkalk). Diese werden örtlich von quartären Lockergesteinen (Lösslehm, holozäne Ab-
schwemmmassen) mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit überlagert. 
 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wie-
derbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 
auszuschließen. Nach Auswertung des digitalen Geländemodells befinden sich Verkarstungs-
strukturen in der näheren Umgebung (ca. 500 m westlich). Sollte eine Versickerung der anfallen-
den Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt 

 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung abgear-
beitet. 
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https://geogefahren.lgrb-bw.de/
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DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologi-
schen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Bau-
grundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im tieferen Untergrund sollte in der 
Südhälfte des Plangebietes von der Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sicker-
schächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genommen wer-
den. Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungs-
einrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. 
B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Grün-
dungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbe-
dingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro 
empfohlen. 
 
Boden 
Die lokalen bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der Bodenfunktionen nach § 2 
Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können unter https://maps.lgrbbw.de/ 
in Form der BK50 abgerufen werden. 
 
Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Bodenschutz- und Altlasten-
gesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu achten. Dies 
beinhaltet u. a. die bevorzugte Inanspruchnahme von weniger wertvollen Böden. Ergänzend 
dazu sollten Moore und Anmoore (u. a. als klimarelevante Kohlenstoffspeicher) sowie andere 
Böden mit besonderer Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte (vgl. LGRB wissen, 
Bodenbewertung – Archivfunktion, https://lgrbwissen.lgrbbw.de) bei Planvorhaben aufgrund ihrer 
besonderen Schutzwürdigkeit möglichst nicht in Anspruch genommen werden. 
Bodenkundliche Belange werden im Rahmen der Anhörung zu konkreten Planungen, wie z. B. 
Bebauungspläne, beurteilt, wenn Informationen zu Art und Umfang der Eingriffe vorliegen. 
 
Mineralische Rohstoffe 
Das Plangebiet liegt fast vollständig in einem prognostizierten Kalksteinvorkommen des Oberen 
Muschelkalks mit der Vorkommensnr. L 7118-37.2 (Bearbeitungsstand: 10/2003).  
Es ist in der vom LGRB landesweit digital erstellten Karte der mineralischen Rohstoffe von Ba-
den-Württemberg 1: 50 000 (KMR 50) dargestellt. Die dort veröffentlichten oberflächennahen 
Steine-Erden-Rohstoffvorkommen werden nach landesweit einheitlichen Kriterien abgegrenzt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-

den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung abgear-
beitet. 
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und bewertet. In der dazugehörigen Vorkommensbeschreibung werden die rohstoffgeologischen 
Gegebenheiten erläutert. 
 
Das Rohstoffvorkommen und die dazugehörigen Vorkommensbeschreibungen können über den 
LGRB-Geodatendienst (LGRB-Kartenviewer, https://maps.lgrbbw.de/?app=lgrb&view=lgrb_roh) 
visualisiert werden [Thema/Themen: „Rohstoffgeologie/Rohstoffvorkommen: Karte der minerali-
schen Rohstoffe 1: 50 000 (KMR 50)/KMR 50:  
Rohstoffvorkommen“; Aufruf der Vorkommensbeschreibungen durch Nutzung des InfoButtons 
beim Thema „KMR 50: Rohstoffvorkommen“]. 
 
Die Geodaten des Themenbereiches Rohstoffgeologie können als WMS-Dienst registrierungs- 
und kostenfrei in die eigene GIS-Umgebung eingebunden werden (https://produkte.lgrb-
bw.de/catalog/list/?wm_group_id=20000 und (https://produkte.lgrbbw.de/docPool/WMS-
Handout.pdf). Ergänzend wird auf die Ausführungen unter https://produkte.lgrb-bw.de/informati-
onssysteme/neuigkeiten und die Hinweise in den LGRB-Nachrichten 07/2016 und 04/2018 ver-
wiesen (https://www.lgrb-bw.de/aktuell/lgrb_nachrichten%20index_html?download_art_down=8) 
Gegen die Planungen bestehen von rohstoffgeologischer Seite keine Einwendungen. 
 
Grundwasser 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher Be-
lange von Seiten der Landeshydrogeologie und –geothermie (Referat 94) keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 
hydrogeologisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder hydrogeologischer Bericht vor-
liegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingeni-
eurbüros. Sofern vorhanden, wird auf frühere Stellungnahmen des LGRB zu Planflächen verwie-
sen. 
 
Im Planungsgebiet laufen derzeit keine hydrogeologischen Maßnahmen seitens Ref. 94, Lan-
deshydrogeologie und – geothermie, und es sind derzeit auch keine geplant. 
 
Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. Nach den beim Landesamt für Geolo-
gie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau o-
der künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 
 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht tangiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung abgear-
beitet. 
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Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen Kar-
tenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(https://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der Adresse 
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver GeotopKataster) abge-
rufen werden kann. 
 

 
Anlage vom 04.12.2023: Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9 - Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Referat 91  - Geowissenschaftliches Lan-
desservicezentrum 
 

https://www.lgrb-bw.de/
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope


Abwägung Flächennutzungsplan 2025, 6. Änderung "Photovoltaikanlage Gewann Seite" in Mühlacker – Großglattbach – frühzeitige Beteiligung 
§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Stand 20.12.2023 

10 

   



Abwägung Flächennutzungsplan 2025, 6. Änderung "Photovoltaikanlage Gewann Seite" in Mühlacker – Großglattbach – frühzeitige Beteiligung 
§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Stand 20.12.2023 

11 

 

13. Landesnaturschutzverband Baden –Württemberg: Kein Eingang 

14. Landesjagdverband Baden-Würtemberg e.v.: Kein Eingang 

15. Landratsamt Enzkreis Amt für Baurecht, Naturschutz und Bevölkerungsschutz, Schrei-
ben vom 05.12.2023 
Naturschutz:  

zu dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Photovoltaik-Anlage im Gewann „Seite“ auf Gemar-
kung Großglattbach liegen gegenwärtig (Stand:14.04.2023) die spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung (saP) gemäß § 44 BNatSchG sowie die Erläuterungen zur Natura 2000-Vorprüfung vor. 
Der Umweltbericht mit Grünordnungsplan wird noch erstellt. Insofern sind die nachfolgenden Aus-
sagen als vorläufig zu betrachten. 
 
Erst nach Vorlage des Umweltberichts kann eine abschließende Stellungnahme erfolgen.  
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beinhaltet die Flurstücke mit 
Nrn. 1191,1195, 1196 und teilweise die Flurstücke mit Nrn. 1190, 1194, 1197, 1198. Damit umfasst 
der Geltungsbereich eine Gesamtfläche von ca. 8,58 ha. Sämtliche Flurstücke werden ackerbau-
lich genutzt und liegen in der landwirtschaftlichen Vorrangflur. Es ist vorgesehen den Flächennut-
zungsplan entsprechend zu ändern. 
 
Der noch zu erstellende Umweltbericht mit Grünordnungsplan muss neben der Vorhabenbeschrei-
bung und der landschaftsplanerischen Einordnung eine Betrachtung der Auswirkungen auf die 
Schutzgüter vornehmen; Vermeidungs- / Minimierungsmaßnahmen aufzeigen und eine qualitative 
Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung enthalten.  
 
Schutzgebiete (Natura 2000, NSG, LSG, ND, § 30 Biotope nach BNatSchG) sind von der Planung 
nicht betroffen. Das FFH-Gebiet 7018-342 „Enztal bei Mühlacker“ grenzt unmittelbar nördlich vom 
Lomersheimer Weg mit Wald an. Der 30 m Waldabstand bleibt gewahrt.  
Die benötigten Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen sind flächenscharf darzustellen und 
müssen außerhalb von sensiblen Bereichen wie z. B. Streuobstbeständen oder dem Waldrand 
liegen (Schutz von Zauneidechsenhabitaten am Waldrand). Dauergründland soll möglichst nicht, 
FFH-Mähwiesen dürfen keinesfalls belegt werden (zu beachten: § 30 Abs. 2 Nr. 7 BNatSchG).  
     
Die spezielle Artenschutzrechtliche Prüfung (saP) ergibt erwartungsgemäß für die Feldleche einen 
Ausgleichsbedarf, um Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht auszulösen. Dabei handelt 

 
 

Keine Berücksichtigung von Anregungen zum Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan „Photovoltaikanlage im Ge-
wann Seite“ auf Gemarkung Großglattbach auf der Ebene 
der vorbereitenden Bauleitplanung. 

Die aufgeführten Anregungen werden im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung abgearbeitet. 
 
 
Keine Anregung 
Tatsächlich wurde der Geltungsbereich neu abgegrenzt. Es 
liegen nun die Flurstücke mit Nrn.1190, 1191,1195, 1196 
vollständig und die Flurstücke mit Nrn., 1194, 1197, 1198 
teilweise innerhalb des Geltungsbereich der Flächennut-
zungsplanänderung. Die Größe des Plangebiets beträgt ca. 
9 ha. 
Berücksichtigung 
Der Umweltbericht mit Grünordnungsplan wird neben der 
Vorhabenbeschreibung und der landschaftsplanerischen 
Einordnung eine Betrachtung der Auswirkungen auf die 
Schutzgüter vornehmen; Vermeidungs- / Minimierungsmaß-
nahmen aufzeigen und eine qualitative Eingriffs- / Aus-
gleichsbilanzierung enthalten. 
 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung berück-
sichtigt. 
 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-

den Bauleitplanung. 
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es sich um Maßnahmen zum vorgezogenen Funktionsausgleich (cef-Maßnahmen) für die 2 ent-
fallenden Brutreviere der Feldlerche. Dies ist in der saP auch als cef-Maßnahme zu bezeichnen. 
Die Funktionalität der cef-Maßnahmen vor Baubeginn ist sicherzustellen. 
 
Die dargestellten Ausgleichsmaßnahmen entsprechen im Wesentlichen der Konvention (Anlage 
von 4 Lerchenfenstern mit einer Fläche von ca. 20 m² und einer Verteilung von 2 Stück/ha). Die 
Blühsteifen hingegen sind mehrjährig anzulegen und zu gering dimensioniert (2 Streifen von 20 m 
x 3 m). Aus naturschutzfachlicher Sicht sind 2 mehrjährige Blühstreifen mit je 1.000 m² Fläche 
anzulegen.   
 
Mit der Umsetzung der Maßnahmen ist für den gesamten Bauzeitraum vom Bauherrn eine Öko-
logische Baubegleitung (ÖBB) zu beauftragen. Die ÖBB stellt sicher, dass die notwendigen 
Schutzmaßnahmen durchgeführt, unnötige Beeinträchtigungen und Beschädigungen vermieden 
und die ökologische Funktionalität speziell in Bezug auf die Feldlerche, erfüllt werden.   
 
Die ÖBB ist der UNB namentlich und mit Kontaktdaten vor Baubeginn zu benennen.   
 
Nach Abschluss der erfolgreich eingerichteten cef-Maßnahmen muss im Anschluss eine dauer-
hafte Folgepflege der cef-Flächen und ein damit verbundenes Monitoring erfolgen, um den Maß-
nahmenerfolg zu dokumentieren bzw. sicherzustellen. Sollte eine notwendige Änderung der Maß-
nahmenvorgaben bzw. deren Modifizierung oder ein nachträglicher Bedarf festgestellt werden, hat 
das Fachbüro, welches das Monitoring durchführt, in Absprache mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde entsprechende Entscheidungen diesbezüglich zu treffen.   
Die Ausgleichsflächen für die Feldlerche sind dabei dauerhaft und funktionsfähig zu erhalten sowie 
gegen unbefugtes Betreten zu sichern.   
 
Neben der Sicherung der cef-Maßnahmen sind daher auch die cef-Flächen dauerhaft zu   
sichern, d. h. Eintrag einer Reallast:  
 
Bsp. Für die Formulierung:   
„Zur Sicherung der unter Nr. Ziff. xxx genannten Maßnahmen (hier zitieren aus Maßnahmenbe-
schreibung) bestellt der Grundstückseigentümer auf Grundstück Flst.Nr. xxx eine auf dem Grund-
stück bestehende dauerhafte Reallast, die über den Tod des Eigentümers hinaus andauern und 
dem Grundstück somit dauerhaft anhaften soll, zugunsten der Stadt Mühlacker. Die Beendigung 
darf nur mit Zustimmung der Stadt Mühlacker erfolgen (§ 4c BauGB). Die Eintragung der vorste-
henden Reallast mit den dazu getroffenen Bestimmungen wird hiermit bei dem belasteten Grund-
stück bewilligt und beantragt.“ 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung berück-
sichtigt/angepasst. 
 
 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung berück-
sichtigt. 
 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-

den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung berück-
sichtigt. Es wird eine ökologische Baubetreuung erfolgen. 
 
 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung berück-
sichtigt: Ein Monitoring wird durchgeführt. Die Flächen wer-
den öffentlich-rechtlich dauerhaft gesichert. Dies wird im 
Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan geregelt. 
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Der Nachweis in Form der Eintragungsbewilligung muss dabei gegenüber der Unteren Natur-
schutzbehörde erfolgen, dass die in der Abwägung geforderte dingliche Sicherung der CEF-
Maßnahme durch Bestellung einer Reallast vor Satzungsbeschluss erfolgt ist. Die Gemeinde 
muss die Eintragung der Reallast dazu beim Grundbuchamt Maulbronn beantragen. 
 
Die Erläuterungen zur Natura 2000-Vorprüfung sind nachvollziehbar. Das Plangebiet steht im 
räumlich-funktionalen Zusammenhang mit dem FFH-Gebiet. Allerdings beinhaltet der Manage-
mentplan (MaP) zum FFH-Gebiet „Enztal bei Mühlacker“ im Planungsbereich überwiegend wald-
bauliche Erhaltungsmaßnahmen zum Schutz von Lebensstätten und Arten sowie Maßnahmen zur 
Erhaltung und Entwicklung von extensiv genutztem Grünland und Streuobstwiesen.   
 
Die anlage-, betriebs- und baubedingten Auswirkungen sind nach Aussage der bisherigen Plan-
unterlagen nicht geeignet, eine erhebliche Beeinträchtigung von FFH-Lebensraumtypen und/oder 
Arten hervorzurufen. Allerdings bleibt der Umweltbericht abzuwarten, erst dann wird die UNB den 
Prüfbericht zur Natura 2000 Vorprüfung ausfüllen. 

 

16. Landratsamt Enzkreis, Amt für Landwirtschaft, Schreiben vom 03.11.2023: 
um zukünftig die Gewinnung alternativer Energieformen auch in der Stadt Mühlacker zu sichern, 
soll im Stadtteil Großglattbach eine PV-Freiflächenanlage auf ca. 10 ha errichtet werden. Hierfür 
ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes der Verwaltungsgemeinschaft Mühlacker-Ötis-
heim notwendig.  
Das Plangebiet wird aktuell landwirtschaftlich als Acker genutzt. Nach der Digitalen Flurbilanz 
2022 ist die Fläche als Vorrangflur einzustufen. Es handelt sich aus landwirtschaftlicher Sicht 
um sehr wertvolle Standorte zur Erzeugung hochwertiger Nahrungs- und Futtermittel. Diese 
wertvollen Böden müssen daher für nachfolgende Generationen zur landwirtschaftlichen Boden-
ertragsnutzung vorbehalten werden, weshalb eine Fremdnutzung ausgeschlossen werden 
muss.  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im benachteiligten Gebiet entsprechend der 
Freiflächenöffnungsverordnung des Landes Baden-Württemberg. Laut Teilregionalplan Land-
wirtschaft liegt das Planungsgebiet in einem Vorranggebiet für Landwirtschaft und stellt damit 
eine regional bedeutsame Fläche für die Landwirtschaft dar. Regional bedeutsame Flächen für 
die Landwirtschaft sind als Vorranggebiete für die Landwirtschaft festgelegt und in der Raumnut-
zungskarte dargestellt. Die Vorranggebiete für die Landwirtschaft sollen der landwirtschaftlichen 
Nutzung vorbehalten bleiben. Sie sollen für andere Nutzungen nur in einem unbedingt notwendi-
gen Umfang in Anspruch genommen werden, wenn Alternativen außerhalb dieser Gebiete feh-
len. 

Keine Anregung 
 
 
Keine/teilweise Berücksichtigung 
Diese Darstellung ist aufgrund der groben Betrachtungs-
ebene der Flurbilanzkarte nicht ganz zutreffend. In der 
ebenso verfügbaren Flächenbilanzkarte erfolgt eine kleintei-
ligere Betrachtung der Böden. Demnach handelt es sich nur 
beim südlichsten Flurstück des Plangebietes um landwirt-
schaftlich hochwertige Böden (Vorrangstufe 1 der Flächen-
bilanzkarte) Der weit überwiegende Teil der überplanten Flä-
che befindet sich auf Böden von mittlerer bis geringerer 
Güte. 
Die Flächenbilanzkarte ist grundstücksbezogen, sie mittelt 
unterschiedliche Bodengüten über die gesamte Grund-
stücksfläche. Unterschiede innerhalb eines Grundstücks 
können auf diese Weise nicht berücksichtigt werden. Die 
Grundstückseigentümer haben durch die langjährige land-
wirtschaftliche Nutzung ein detailliertes Bild der jeweiligen 



Abwägung Flächennutzungsplan 2025, 6. Änderung "Photovoltaikanlage Gewann Seite" in Mühlacker – Großglattbach – frühzeitige Beteiligung 
§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Stand 20.12.2023 

14 

 

Wie dargelegt, handelt es sich bei o.g. Planungsgebiet um agrarstrukturell/landwirtschaftlich 
hochwertige Bögen. Aufgrund dessen haben wir agrarstrukturelle Bedenken vorzubringen.   
 

Bodenverhältnisse. Im konkreten Fall nimmt allgemein gese-
hen die Bodengüte bei dem südlichsten Grundstück von 
Westen nach Osten deutlich ab. Dies trifft auch auf das grö-
ßere, nördlich gelegene Grundstück zu (Flst. 1197), das in 
der Summe lediglich eine mittlere Bewertung aufweist. In 
beiden Fällen finden sich die besten Bodenqualitäten im 
Südwesten. Die PV-Anlage berücksichtigt diesen Umstand, 
indem bei beiden Grundstücken der südwestliche Teil nicht 
in Beschlag genommen wird. 
Es handelt sich um einen Zielkonflikt zwischen zukunftsori-
entierter regenerativer Energiegewinnung und landwirt-
schaftlicher Nutzung. Dieser Konflikt wird entscheidend ab-
gemildert, indem die landwirtschaftliche Nutzung durch die 
zusätzlich geplante Weidewirtschaft erhalten bleibt. Es er-
folgt darüber hinaus kein Eingriff in den Boden, der eine land-
wirtschaftliche Nutzung nachhaltig beeinträchtigt.  
Alternativen existieren in der näheren Umgebung nicht. An-
dere geprüfte Flächen weisen entweder keine günstige 
Südexposition auf oder befanden sich in Schutzgebieten. 

Durch die geplante Tierhaltung, Bewirtschaftung und auch 
durch die landwirtschaftliche Produktion auf der Fläche wird 
der Ackerstatus erhalten. 

17. Landratsamt Enzkreis, Forstamt, Schreiben vom 03.11.2023: 
Wald im Sinne des § 2 LWaldG befindet sich nördlich des betroffenen Bereichs auf den Flurstü-
cken 1256 und 1183, beide Gemarkung Großglattbach. Das Forstamt nimmt daher wie folgt Stel-
lung:   
Den vorliegenden Darstellungen zufolge ist vom Wald zur Baugrenze ein gewisser Abstand ein-
gehalten. Zwar handelt es sich bei PV-Anlagen nicht um bauliche Anlagen mit Feuerstätten bzw. 
Gebäude, sondern um bauliche Anlagen ohne Feuerstätte, dennoch kann bei Unterschreitung des 
gem. § 4 Abs. 3 LBO geforderten Waldabstands eine Gefährdung der Anlagen nicht ausgeschlos-
sen werden. Durch den Klimawandel wird mit einer weiteren Zunahme der Intensität von Extrem-
wetterereignissen (u. a. Dürren und Stürmen) gerechnet. Das Risiko von Sturmwurf/-bruch, aber 
auch vom Herabfallen einzelner, auch starker Äste wird aller Voraussicht nach erheblich zuneh-
men.   
Die Waldabstandsvorschrift in § 4 Abs. 3 LBO hat unter anderem aber auch das Ziel, Waldbrände 
zu vermeiden (bauliche Anlagen mit Feuerstätten). Durch die Produktion elektrischer Energie (u.a. 

 
 
 
 
 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung. 

Die Einhaltung des erforderlichen Waldabstandes wird im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung berücksichtigt. 
Es wird innerhalb des Waldabstandes kein Baufenster und 
keine Bebauung vorgesehen. 
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Wechselrichter, Trafostation) geht von Solaranlagen eine potenzielle Feuer- und somit Wald-
brandgefahr aus. Die Brandgefahr für Waldbestände wird jedoch, bedingt durch die im Klimawan-
del prognostizierten anhaltenden Trockenperioden, weiter zunehmen.  
 
Eine Unterschreitung des gesetzlichen Waldabstands ist für die angrenzenden Grundstücks- bzw. 
Waldeigentümer regelmäßig mit erhöhten Aufwendungen bei der Waldbewirtschaftung verbunden 
(u. a. aufwendigere Holzernteverfahren inkl. Sicherungsvorkehrungen, Verkehrssicherungskon-
trollen/-maßnahmen). Teilweise können diese die gesetzlich erforderliche ordnungsgemäße Wald-
bewirtschaftung (§§ 12 ff LWaldG) – einseitig – erheblich beeinträchtigen.  
Letztere soll aber auch in der Nähe von baulichen Anlagen u. a. durch die Waldabstandsvorschrift 
gewährleistet werden.  
 
Aus diesen Gründen ist aus forstlicher Sicht der gem. § 4 Abs. 3 LBO geforderte Waldabstand 
unbedingt zu berücksichtigen, zu gewährleisten und einzuhalten.   
 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegt ein Umweltbericht sowie Aussagen zu Ersatz- und Ausgleichs-
maßnahmen noch nicht vor. Dies soll im weiteren Verfahrensverlauf ergänzt werden. Die Pland-
arstellung weist allerdings bereits Ausgleichsflächen, die an Waldflächen angrenzen, südlich des 
Vorhabengebiets aus. Evtl. sind dadurch weitere forstliche Belange im weiteren Verfahrensverlauf 
betroffen. Das Forstamt ist daher weiterhin im Verfahren zu beteiligen.  
 
Bei der Verlegung der erforderlichen Erdkabel zur Anbindung an das Stromnetz sollten diese im 
Offenland erfolgen und Waldflächen ausgespart werden. Sofern eine Verlegung in Waldnähe er-
folgen soll ist zur Klärung weiterer Einzelheiten mit dem Forstamt rechtzeitig vorab Kontakt aufzu-
nehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Der Umweltbericht wird im Rahmen der parallel zur Ausle-
gung des Flächennutzungsplans verlaufenden Auslegung 
des Entwurfs des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
„Photovoltaikanlage im Gewann Seite“ auf Gemarkung 
Großglattbach mit ausgelegt. 
Die Verlegung der erforderlichen Erdkabel zur Anbindung an 
das Stromnetz erfolgt im Rahmen der Ausführungsarbeiten 
im Offenland. 

Landratsamt Enzkreis, Umweltamt, Schreiben vom 03.11.2023  
da die geplante Nutzung der Fläche für Photovoltaikanlagen teilweise von den Darstellungen des 
FNPs abweicht, muss dieser im Bereich "Photovoltaikanlage Gewann Seite" geändert werden. 
Fachthemenbezogen nehmen wir wie folgt Stellung:  
 
Grundwasserschutz, Bodenschutz und Altlasten  
Aus fachtechnischer Sicht bestehen hinsichtlich der beabsichtigten Photovoltaikanlage keine 
grundsätzlichen Einwendungen. Bereits in diesem Planungsstand möchten wir für die weitere Pla-
nung auf das Hinweispapier zur Erstellung eines Bodenschutzkonzepts (BSK) bei Freiflächen-
Photovoltaikanlagen (FFPV) mit der Bitte um Beachtung und Anwendung verweisen.  

Keine Anregung 
 
 
 
 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung berück-
sichtigt. 
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Abwasser / Gewässer:  
Gegen die geplante Änderung des vg. Bauleitplanverfahrens bestehen aus Sicht des Fachbe-
reichs Oberirdische Gewässer / Kommunale Abwasserbeseitigung keine Einwände.   
 
Die von uns zu vertretenden Belange werden durch die Planung allenfalls in untergeordneter 
Weise tangiert. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf unsere Stellungnahme zum Vorha-
bens bezogenen B-Plan vom 31.07.2023, die wir im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung 
abgegeben haben.  
 
Immissionsschutz:  
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Abwasser / Oberflächengewässer, Stellungnahme vom 04.08.2023, Vorhabenbezogener Be-
bauungsplan Photovoltaik-Anlage Gewann Seite, Großglattbach: 
Im Plangebiet existieren keine oberirdischen Gewässer. Eine Stellungnahme zu dieser Themen-
stellung ist daher nicht erforderlich. 
Laut Punkt 6 der Begründung zum BBP soll die Fläche unter den Solarmodulen wie bisher als 
landwirtschaftliche Nutzfläche genutzt werden. Als einzige Vorgaben zum Thema "Entwässerung" 
sind nach Punkt 1 der örtlichen Bauvorschriften Betriebsgebäude mit begrünten Flachdächern 
auszuführen und nach Punkt 2 der örtlichen Bauvorschriften Privatwege wasserdurchlässig zu 
befestigen, soweit keine Gefahr des Eintrags von wassergefährdenden Stoffen besteht und soweit 
es technisch und/oder rechtlich nicht anders geboten ist. Es ist somit offenbar beabsichtigt, anfal-
lendes Niederschlagswasser aus dem Plangebiet breitflächig zu versickern. Auch wenn die uns 
vorgelegten Unterlagen keine Informationen darüber enthalten, ob dies aufgrund der Bodeneigen-
schaften unter Berücksichtigung der Veränderungen durch bauliche Eingriffe und den Betrieb der 
Anlagen schadlos möglich ist, bestehen unsererseits dagegen keine grundlegenden Einwände. 
Wir weisen jedoch darauf hin, dass bei ggf. erforderlichen Reinigungsarbeiten als Reinigungsmittel 
dann lediglich Wasser ohne Reinigungsmittelzusätze verwendet werden darf, um einen Eintrag 
von wassergefährdenden Stoffen in Gewässer zu verhindern. Punkt 2 der örtlichen Bauvorschrif-
ten ist dahingehend zu konkretisieren. 

 

 
 
Keine Anregung 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Anregung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

18. Landratsamt Enzkreis, Vermessungs- und Flurneuordnungsamt: Kein Eingang 

19. Landratsamt Enzkreis, Nachhaltige Mobilität, Schreiben vom 03.11.2023  
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vielen Dank für die Übersendung der Unterlagen zur 6. Änderung des Flächennutzungsplans 2025 
„Photovoltaikanlage Gewann Seite“ in Mühlacker-Großglattbach und der Möglichkeit fachtech-
nisch Stellung zu beziehen.  
 
Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen wird aus straßenbaulicher Sicht wie folgt Stellung ge-
nommen:  
 
Gegen o.g. Flächennutzungsplan bestehen aus straßenbaulicher Sicht keine grundlegenden Be-
denken und Einwendungen.  
Es wird jedoch auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zu selbigem Bebauungsplan im 
Juli 2023 vorgebrachten Bedenken und Einwendungen hingewiesen. Diese sind nachfolgend 
nochmals aufgelistet:  
Das Plangebiet befindet sich unmittelbar nördlich der L 1125. Die Blendung von Verkehrsteilneh-
mern entlang der L 1125 ist auszuschließen. Bei dem Verdacht einer möglichen Blendung der 
Verkehrsteilnehmer – auch Radfahrender entlang des straßenbegleitenden Radweges – wird 
empfohlen ein sogenanntes Blendgutachten durchzuführen. Kraftfahrzeugfahrer, aber auch Rad-
fahrende (inklusive E-Bike-Fahrende) müssen „auf Sicht“ fahren können und andere Fahrzeuge, 
Verkehrszeichen, Lichtsignale oder Hindernisse auf ihrem Weg erkennen. Bei starken Blendungen 
aus der Fahrtrichtung wird diese Fähigkeit so weit eingeschränkt, dass es zu gefährlichen Situati-
onen kommen kann.  
 
Des Weiteren wird auf Folgendes hingewiesen:  
Südlich und westlich des Plangebiets verlaufen ausgewiesene Hauptrouten 2. Ordnung im Rad-
verkehrsnetz des Enzkreises. Sollten diese Wege im Rahmen der Realisierung der Photovoltaik-
Anlage für den Baustellenverkehr benötigt werden, so ist für den gesamten Zeitraum der Realisie-
rung für den Radverkehr eine mit dem Amt für Nachhaltige Mobilität abgestimmte Umleitungsstre-
cke auszuweisen. Ggf. auftretende Schäden entlang der Radrouten durch das Befahren mit Bau-
stellenfahrzeugen sind nach der Baumaßnahme zu beseitigen. 

 
 
 
 
 
Keine Anregung 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Eine mögliche Blendwirkung der Anlage wurde gutachterlich 
untersucht. Das Blendgutachten der Sonnwinn, einem Netz-
werk unabhängiger Gutachter für Photovoltaik und Strom-
speicher von Dipl.-Ing. (FH) Marco Wilke | Mathias Röper, M. 
Eng. | Dr.-Ing. Stefan Bofinger | Max Krug, St. g. Techniker 
liegt inzwischen vor. Zur Minimierung bzw. Unterbindung von 
Blendwirkungen auf den Straßenverkehr werden in den be-
troffenen südlichen Bereichen Module gewählt, die sich nach 
dem Sonnenstand ausrichten (so genannte Tracker). 
 
Keine Berücksichtigung 
Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung können keine 
Maßnahmen zur Baustelleneinrichtung ergriffen werden. 
 

20. Landratsamt Enzkreis, Gesundheitsamt: Kein Eingang 

21. Naturschutzbund Deutschland (NABU): Kein Eingang 

22. Naturschutzzentrum (BUND): Kein Eingang 

23. BUND Ortsgruppe Mühlacker: Kein Eingang 

24. Polizeipräsidium Pforzheim: Kein Eingang 

25. Regierungspräsidium Freiburg, Körperschaftsforstdirektion: Kein Eingang 

26. Regierungspräsidium Karlsruhe Abteilung 2 Wirtschaft, Raumordnung, Bau-, Denkmal- 
und Gesundheitswesen, E-Mail und Schreiben vom 05.12.2023  
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In der Anlage übersende ich Ihnen unsere Stellungnahme zu o.g. Verfahren. 
 
6. Änderung des Flächennutzungsplans 2025 der Verwaltungsgemeinschaft Mühl-acker/Ö-
tisheim – "Photovoltaikanlage Gewann Seite" in Mühlacker-Großglattbach 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Vielen Dank für die Beteiligung an oben genanntem Flächennutzungsplanverfahren. In unserer 
Funktion als höhere Raumordnungsbehörde nehmen wir folgendermaßen Stellung:  
Der gemeinsame Ausschuss der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Mühlacker – Ötisheim 
hat am 17.10.2023 die Aufstellung der 6. Änderung des FNP „Photovoltaik-anlage Gewann 
Seite“ und die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
beschlossen.  
Im Zuge der Energiewende möchte die Stadt Mühlacker im Stadtteil Großglattbach Planungsrecht 
für die Errichtung einer 8,58 ha großen PV-Freiflächenanlage westlich des Ortes schaffen. Bereits 
im Juli und August 2023 wurde die frühzeitige Beteiligung zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan „Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite“ durchgeführt. 
 
Der derzeit wirksame Flächennutzungsplan stellt die Fläche als landwirtschaftliche Fläche dar. 
Im Rahmen der 6. Änderung des FNP soll die Darstellung der landwirtschaftlichen Fläche um 
eine geplante Sonderbaufläche - Zweckbestimmung Photovoltaik - im Parallelverfahren zur ge-
nannten Bebauungsplanaufstellung ergänzt werden. 
Im Teilregionalplan Landwirtschaft von 2017 ist die Fläche als Vorranggebiet für die Landwirt-
schaft (Z) festgelegt. In der Flurbilanz 2022 ist der gesamte Bereich als Vorrangflur aufgeführt. 
Aufgrund der geplanten Bauweise und der damit u.a. einhergehenden Beweidungsmöglichkeit 
unter den Solarmodulen ist weiterhin eine landwirtschaftliche Nutzung der Fläche möglich. 
 
Die Fläche liegt ferner innerhalb eines im derzeit gültigen Regionalplan 2015 Nordschwarzwald 
festgelegten Vorbehaltsgebietes für den Bodenschutz (G) und eines Vorbehaltsgebietes für Er-
holung (G). Im Begründungsentwurf wird dargelegt, dass die Eingriffe in den Boden geringgehal-
ten und das Einfügen in die Landschaft durch Randeingrünung erreicht werden soll. 
 
Der geplanten Flächennutzungsplanänderung stehen damit keine verbindlichen Ziele der Raum-
ordnung entgegen. Wir verweisen zudem auf unsere Stellungnahme im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens vom 09.08.2023. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Keine Anregung 
 
 
 
 
 

Keine Anregung 
 
 
 
 
Keine Anregung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Anregung 
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Regierungspräsidium Karlsruhe Abteilung 2 Raumordnung, Schreiben vom 
09.08.2023 
vielen Dank für die Beteiligung an oben genanntem Verfahren zu welchem wir in unse-
rer Funktion als höhere Raumordnungsbehörde wie folgt Stellung nehmen:  
 
Ziel und Zweck der Planung sind die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Bau 
einer PV-Freiflächenanlage, für die notwendige technischen Infrastruktur sowie für die 
verkehrstechnischen Anforderungen zur Erschließung des Plangebiets zu schaffen. Die 
Fläche unter den Solarmodulen soll als landwirtschaftliche Nutzfläche zur Beweidung 
für unterschiedliche Nutztiere und zum Anpflanzen verschiedener Pflanzenarten heran-
gezogen werden.   
 
Das Plangebiet liegt im Stadtteil Großglattbach, ca. 500 m westlich der Ortslage. Es 
umfasst eine Fläche von ca. 8,58 ha und umfasst die Flurstücke Nr. 1191, 1195, 1196 
sowie teilweise die Flurstücke Nr. 1190, 1194, 1197 und 1198.  
 
Das Areal wird aktuell als landwirtschaftliche Fläche genutzt. Topografisch fällt das 
Areal nach Süden ab.   
 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Mühlacker ist das Plangebiet als landwirt-
schaftliche Fläche dargestellt. Der FNP wird im Parallelverfahren geändert.  
 
In der Raumnutzungskarte zum Regionalplan Nordschwarzwald ist die betreffende Flä-
che als Vorranggebiet für die Landwirtschaft (Z) dargestellt. Regional besonders be-
deutsame Böden und Standorte, die eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produk-
tion ermöglichen, sollen als zentrale Produktionsgrundlagen geschont werden.   
 
Die Flächen im Plangebiet werden in der Flurbilanzkarte im Norden als „Grenzfläche“ 
(schlechte Böden), mittig als Flächen der „Vorrangstufe II“ (mittlere Böden) und nur im 
Süden (betrifft nur Flurst.-Nr. 1198) als Flächen der Vorrangstufe I (gute bis sehr gute 
Böden) dargestellt, weshalb dort Teile des Flurstücks aus der Anlage ausgenommen 
werden sollen.   
 

 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung berück-
sichtigt: Die im Regionalplan Nordschwarzwald für den 
Planbereich festgelegten Belange Vorbehaltsgebiet für Er-
holung und Tourismus (G) und Vorbehaltsgebiet für den 
Bodenschutz (G) werden in die Begründung zum Vorha-
benbezogenen Bebauungsplan „Photovoltaikanlage im Ge-
wann Seite“ auf Gemarkung Großglattbach zur Planung 
aufgenommen und damit in die Abwägung eingestellt.  
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Darüber hinaus ist die Inanspruchnahme der Vorranggebiete für die Landwirtschaft 
durch landwirtschaftskonforme Nutzungen zulässig. Im Außenbereich privilegierte Vor-
haben des § 35 Abs. 1 Nrn. 1, 2, 3, 5 und 6 BauGB sind ebenfalls zulässig.  
 
Da das Vorhaben eine landwirtschaftliche Nutzung weiterhin vorsieht ist es mit der Ziel-
vorgabe aus dem Regionalplan vereinbar.   
 
Des Weiteren legt der Regionalplan Nordschwarzwald für den Planbereich ein Vorbe-
haltsgebiet für Erholung und Tourismus (G) als auch ein Vorbehaltsgebiet für den Bo-
denschutz (G) fest. Diese Belange der Raumordnung sind in die Begründung zur Pla-
nung aufzunehmen und in die Abwägung miteinzustellen.   
27. Regierungspräsidium Karlsruhe Abteilung 3 Landwirtschaft, E-Mail vom 04.12.2023 und 

Schreiben vom 01.08.2023 

 

Vielen Dank für die Beteiligung am Verfahren zum Vorentwurf „Photovoltaikanlage Gewann Seite“ 
in Mühlacker. Entsprechend geben wir die beigefügte Stellungnahme ab. 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite“ auf 
Gemarkung Großglattbach 
Nach Durchsicht des Vorentwurfs zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage Gewann Seite“ der Gemarkung Großglattbach nimmt das Regierungspräsidium 
Karlsruhe, Abteilung Landwirtschaft wie folgt Stellung: 
 
Die geplante Anlage „Gewann Seite“ soll auf einem 8,58 ha großen ackerbaulich genutzten Areal 
errichtet werden. Die Flurbilanz ordnet diese Fläche der Vorrangflur zu, welche damit „besonders 
landbauwürdig und zwingend der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten“ ist. 
 
In vielfachen Vorabgesprächen mit dem Landwirt und Haupteigentümer zeigte sich, dass sich die-
ser der Wertigkeit und Schutzwürdigkeit der Flächen bewusst ist. Der Hauptgrund unserer Befür-
wortung, ist das wichtige Anliegen des Eigentümers, sowohl den Ackerstatus, als auch die land-
wirtschaftliche Produktion selbst auf der Fläche zu erhalten. 
 
So wird das Vorhaben entsprechend der DIN SPEC 91434 geplant und damit nach der Vereinbar-
keit von Landwirtschaftlicher Produktion und Stromerzeugung gestrebt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Durch die geplante Tierhaltung, Bewirtschaftung und auch 
durch die landwirtschaftliche Produktion auf der Fläche von 
ca. 9 ha wird der Ackerstatus erhalten. 
 
 
 
 
 
 
Keine Anregung 
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Durch die aufwändigere Unterkonstruktion, welche eine gleichzeitige landwirtschaftliche Nutzung 
ermöglicht, entstehen höhere Investitionskosten. Die Fläche soll später durch Rinder und Mutter-
kühe, aber auch Geflügel in Mobilställen genutzt werden.  
Durch den ebenfalls geplanten Rinderstall im Norden des Gebietes, sowie die bereits bestehende 
Mutterkuhherde ist absehbar, dass die Fläche in der späteren Nutzung tatsächlich weiterhin zur 
Produktion landwirtschaftlicher Produkte beitragen wird. 
Hier sehen wir aus Sicht der Landwirtschaft einen deutlichen Mehrwert im Vergleich zu sonst üb-
licher Flächenpflege durch Schafbeweidungen, denn es werden landwirtschaftliche Produkte er-
zeugt. 
 
Ebenso ist vom Eigentümer und Bewirtschafter ein sinnvoller Fruchtwechsel im fünfjährigen Tur-
nus angedacht, um den Ackerstatus der Fläche aufrecht zu erhalten. So steht die Fläche auch 
nach der Nutzung durch PV-Stromerzeugung der landwirtschaftlichen und insbesondere auch der 
ackerbaulichen Nutzung zur Verfügung. 
 
Eine Eingrünung der Fläche mit Hecken, sehen wir aus agrarstruktureller Sicht kritisch. Wir bitten 
darum, agrarstrukturelle Belange, die nach §15 Abs. 3 BNatSchG geboten sind, einzuhalten. 
Die Pflanzung von Heckengehölzen ist voraussichtlich nicht reversibel und kann die landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung nach der Nutzung durch die PV-Freiflächenanlage erheblich erschwe-
ren, eventuell sogar verhindern. Von der Teilung einzelner Flurstücke durch Heckengehölze ist in 
jedem Fall abzusehen (siehe Flst.Nr. 1197 & 1198 im Süden des Plangebietes)! 
Die erwünschten Funktionen in Hinblick auf Sichtschutz und ökologische Aufwertung erscheinen 
grundsätzlich nachvollziehbar. Zur Erfüllung schlagen wir hier einen Kompromiss durch die Etab-
lierung eines Agroforst-Streifens vor. Dieser kann sowohl die angestrebten Sichtschutz-Funktio-
nen der Hecke erfüllen, lässt aber durch die Nutzung auch eine gewisse Flexibilität zu, da die 
Fläche zu einem späteren Zeitpunkt wieder landwirtschaftlich genutzt werden kann. 
 
Aufgrund eines verstärkten Zubaus der PV-Freiflächenanlagen im Land, ist es wichtig, die hohe 
Wertigkeit der landwirtschaftlichen Flächen nicht außer Acht zu lassen. Die Anlage „Gewann 
Seite“ vereint die Produktion von klimafreundlichem Strom mit der Herstellung regionaler Lebens-
mittel. Die Etablierung von Agri-PV in dieser Planung ist aus unserer Sicht sehr begrüßenswert 
und sollte in Zukunft einen festen Anteil bei der Energieerzeugung in der freien Fläche haben. 
Um eine weitere Beanspruchung der landwirtschaftlichen Flächen zu vermeiden ist es geboten 
weitere artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen im Planungsgebiet durchzuführen. 

 

Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internetseite unter 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Anregung 
 
 
 
 
Keine Berücksichtigung 
Die Eingrünung der Fläche mit Hecken erfolgt aus ökologi-
schen Gründen sowie zum Schutz des und Landschaftsbil-
des und Einbindung der geplanten Maßnahme in die Land-
schaft. Dieses Ziel wird im Rahmen der Abwägung über die 
agrarstrukturellen Belange gestellt. 
Es steht der landwirtschaftlichen Wiedernutzung der Fläche 
nicht entgegen. Vielmehr wertet es die ackerbaulich ge-
prägte Landschaft auch in der Zukunft auf. 
 
 
 
Keine Anregung 
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https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/ 

Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 
 

28. Regierungspräsidium Karlsruhe Abteilung 4 Straßenwesen und Verkehr, E-Mail vom 
09.11.2023 
 

Az.: RPK42-2511-259/2 
Vielen Dank für die frühzeitige Beteiligung im o.g. Verfahren. Es bestehen unsererseits keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes.  
Eine detaillierte Stellungnahme zu der Gebietsausweisung haben wir im Parallelverfahren der 
Bauleitplanung bereits abgegeben. 
 
Regierungspräsidium Karlsruhe Referat 42, Stellungnahme vom 01.08.2023: 
 
Az.: RPK42-2512-24/4 
 
Bezüglich dem o.g. Bebauungsplan "Photovoltaik-Anlage Gewann Seite“ haben wir keine grund-
sätzlichen Bedenken. 
Aufgrund der Nähe zur Landesstraße L 1125 ist sicherzustellen, dass ausgehend von der ge-
planten PV-Anlage zu keiner Tagzeit eine Blendwirkung auf die Verkehrsteilnehmer eintritt. Dies 
ist ggf. durch ein Blendgutachten nachzuweisen. 

 

 
 
 
Keine Anregung 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Siehe hierzu Stellungnahme des Landratsamt Enzkreis, 
Nachhaltige Mobilität, Schreiben vom 03.11.2023 
unter Punkt 19. 

29. Regierungspräsidium Karlsruhe Abteilung 5 Umwelt,  
Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz, E-Mail vom 05.12.2023 

 
In o. g. Verfahren bedanken wir uns für die Beteiligung. Seitens der Stabsstelle für die Energie-
wende, Windenergie und Klimaschutz beim Regierungspräsidium Karlsruhe wurde bereits zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Freiflächen-Photovoltaik-Anlage 
Gewann Seite“, der diesem Verfahren zu Grunde liegt, ausführlich Stellung genommen. Aus un-
serer Sicht besteht kein Anpassungsbedarf, sodass wir auf unsere Stellungnahme vom 
07.08.2023 verweisen dürfen. 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Regierungspräsidium Karlsruhe, Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klima-
schutz, Stellungnahme vom 07.08.2023: 
 

 
Keine Anregung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/
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In o. g. Verfahren erhalten Sie beigefügt die Stellungnahme der Stabsstelle für Energiewende, 
Windenergie und Klimaschutz (StEWK) des Regierungspräsidiums Karlsruhe. 
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Stadt Mühlacker; vorhabenbezogener Bebauungsplan „Freiflächen-Photovoltaik-Anlage 
Gewann Seite“; Frühzeitige Beteiligung gemäß § 4 Absatz 1 BauGB 
 
Im o. g. Verfahren bedanken wir uns für die Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. Als 
Stabsstelle für die Energiewende, Windenergie und Klimaschutz (StEWK) nehmen wir zu 
den Belangen des Klimaschutzes im Zusammenhang mit der Planung wie folgt Stellung:  
 
(1) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch (BauGB) sollen die Bauleitpläne insbesondere dazu bei-
tragen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 BauGB soll 
bei der Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maß-
nahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an 
den Klima-wandel dienen, Rechnung getragen werden.  

(2) Unter Berücksichtigung der internationalen, europäischen und nationalen Klimaschutzziele 
und -maßnahmen sollen die Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg gemäß § 10 Klima-
schutz- und Klimawandelanpassungsgesetz  
 
Baden-Württemberg (KlimaG BW) bis zum Jahr 2030 um 65 Prozent gegenüber dem Stand von 
1990 reduziert werden. Bis zum Jahr 2040 wird die Netto-Treibhausgasneutralität angestrebt.  

(3) Gemäß der Klima-Rangfolge in § 3 Abs. 1 KlimaG BW kommt bei der Verwirklichung der Kli-
maschutzziele der Energieeinsparung, der effizienten Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung und 
Speicherung von Energie sowie dem Ausbau erneuerbarer Energien besondere Bedeutung zu. 
Dies gilt gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2 KlimaG BW auch, wenn es sich im Einzelfall um geringe Bei-
träge zur Treibhausgasminderung handelt. Dass es für das Erreichen der Klimaschutz-ziele be-
sonders auf die in § 3 Abs. 1 KlimaG BW genannten Maßnahmen ankommt, ergibt sich aus dem 
Umstand, dass ca. 90 Prozent der Treibhausgasemissionen energiebedingt sind. § 3 Abs. 1 Satz 
2 KlimaG BW trägt der Tatsache Rechnung, dass der Beitrag einzelner Maßnahmen zum Klima-
schutzziel verhältnismäßig klein sein kann. Die Klimaschutzziele können nur erreicht werden, 
wenn der Klimaschutz auf allen Ebenen engagiert vorangetrieben und konkrete Maßnahmen 
umgesetzt werden. Das KlimaG BW richtet sich daher mit einer allgemeinen Verpflichtung zum 

 
 
 
 

Keine Berücksichtigung auf der Ebene der vorbereiten-

den Bauleitplanung. 

Wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung berück-
sichtigt. 

 

 

Berücksichtigung 

Die Stadt Mühlacker setzt sich, wie auch viele weitere Kom-
munen und Gemeinden in Baden-Württemberg, dafür ein, 
die Energiewende in Deutschland voranzutreiben. Um künf-
tig von den fossilen Brennstoffen loszukommen, bedarf es 
flächendeckend eines erhöhten Angebots an erneuerbaren 
Energien und an grün produziertem Strom. Diesem Ziel fol-
gend, sollen große Flächen, in und um die Gemeinden und 
Städte in Deutschland zur Solarenergiegewinnung und 
nachhaltigen Stromerzeugung herangezogen werden.  

 

Um zukünftig die Gewinnung alternativer Energieformen 
auch in der Stadt Mühlacker zu sichern, soll im Stadtteil 
Großglattbach eine PV - Freiflächenanlage auf ca. 9 ha 
westlich des Stadtteils errichtet werden. Das Areal wird ak-
tuell als landwirtschaftliche Fläche genutzt und soll auch 
unter den Modulen weiterhin landwirtschaftlich genutzt wer-
den. 
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Klimaschutz an alle Bürgerinnen und Bürger sowie mit besonderen Regelungen an das Land, 
die Kommunen und die Wirtschaft.  
 
(4) Um die Klimaschutzziele nach § 10 KlimaG BW zu erreichen, kommt es wesentlich darauf 
an, dass zum der Endenergieverbrauch reduziert wird. Zum anderen ist entscheidend, den Anteil 
der erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch auszubauen.  

(5) Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der mit der 
heute installierten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien erziel-
baren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, um diese Lücke zu verklei-
nern. Dies gilt gerade auch mit Blick auf die Zubauentwicklung der vergangenen Jahre. Zusätz-
lich kommt es zum Erreichen der Klimaschutzziele auf internationaler und nationaler Ebene so-
wie auf Landesebene außerdem auch darauf an, die Treibhausgasemissionen so früh wie mög-
lich zu vermindern, da die kumulierte Menge der klima-wirksamen Emissionen entscheidend für 
die Erderwärmung ist.  

(6) Das Plangebiet „Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite“ hat eine Größe von ca. 8,58 
ha und befindet sich innerhalb der Gemarkung Großglatt-bach etwa 500 m westlich der Ortslage. 
Auf diesem bislang landwirtschaftlich genutzten Gebiet soll eine hoch aufgeständerte Photovol-
taik-Freiflächenanlage errichtet werden, um die Fläche – neben der Erzeugung erneuerbaren 
Stroms – für eine landwirtschaftliche Nutzung (Beweidung durch Nutztiere, Anpflanzen verschie-
dener Pflanzenarten) zu erhalten.  
Es ist davon auszugehen, dass die im Plangebiet vorgesehene Anlage durch die Energiegewin-
nung aus Sonnenenergie gesamtwirtschaftlich positive Wirkungen auf das Klima haben wird. Be-
grüßt wird auch die geplante Bauweise mittels hoher Aufständerungen, da hierdurch die Über-
bauung der Fläche mit Solarmodulen relativ dicht erfolgen kann und gleichzeitig die bisherige 
Nutzung zu landwirtschaftlichen Zwecken möglich bleibt.  
Es wird gebeten, die Stabstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz über das Ergebnis 
des Verfahrens zeitnah zu informieren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Keine Anregung 

Anmerkung: mittlerweile hat sich das Plangebiet auf ca. 9 ha 

vergrößert.  

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Die Stabstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz 

wird über das Ergebnis des Verfahrens informiert. 

30. Regierungspräsidium Stuttgart Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg, 
E-Mail vom 07.11.2023 
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Wir bedanken uns für Ihr Anschreiben. Damit wir für Sie tätig werden können, bitten wir Sie den 
beigefügten Antrag auszufüllen, zu unterschreiben und mit Lageplänen an uns zurück zu sen-
den. 
Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombardierungen, die während des 2. Welt-
krieges stattfanden, ist es ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau- (Planungs-) verfahren eine Ge-
fahrenverdachtserforschung in Form einer Auswertung von Luftbildern der Alliierten durchzufüh-
ren. 
Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen sind daher als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen 
einzustufen. 
Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg allerdings 
Luftbildauswertungen für Dritte, zur Beurteilungen möglicher Kampfmittelbelastungen von 
Grundstücken auf vertraglicher Basis nur noch kostenpflichtig durchführen. 
Diese Auswertung kann bei uns mittels eines Vordrucks beantragt werden. Die dafür benötigten 
Formulare können auch unter www.rp-stuttgart.de (->Service->Formulare und Merkblätter) ge-
funden werden. 
Bitte beachten Sie hierzu auch den Anhang. 
Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt zur Zeit mind.45 Wochen ab Auftragseingang. 
Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit ist nur in dringenden Fällen (Gefahr in 
Verzug) möglich. Bitte sehen Sie von Nachfragen diesbezüglich ab. 
Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich aufgrund der VwV-Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 (GABl. S. 342) die Auf-
gaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-Württemberg auf die Entschärfung, den 
Transport und die Vernichtung von Kampfmitteln beschränken. 
Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die Suche nach und die Bergung von Kampf-
mitteln kann vom Kampfmittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen voll-
ständige Kostenerstattung übernommen werden. Soweit der Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht 
tätig werden kann, sind für diese Aufgaben gewerbliche Unternehmen zu beauftragen. 
Bei eventuellen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne persönlich zur Verfügung. 

 
 
 
Berücksichtigung 
Es liegt ein Gutachten der UXO PRO Consult vom 
22.11.2023  Baugrund vor. 
Die Auswertung der Luftbildaufnahmen hat in Zusammen-
hang mit der erörterten Literatur den Verdacht der Kontami-
nation des Erkundungsgebietes mit Kampfmitteln nicht be-
stätigt. Nach jetzigem Kenntnisstand sind keine weiteren 
Maßnahmen notwendig. 
 

31. Regionalverband Nordschwarzwald, E-Mail vom 09.11.2023 und Schreiben vom 
08.11.2023 

Mit der 6. Änderung des Flächennutzungsplans 2025 der Verwaltungsgemeinschaft Mühlacker – 
Ötisheim „Photovoltaikanlage Gewann Seite“ in Mühlacker-Großglattbach sollen in einem Paral-
lelverfahren mit dem entsprechenden Bebauungsplan die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Errichtung und den Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage sowie eine landwirt-

 
Keine Anregung  
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schaftliche Nutzung geschaffen werden. Dazu soll im Rahmen der 6. Änderung des Flächennut-
zungsplans 2025 die Darstellung einer landwirtschaftlichen Fläche um eine geplante Sonderbau-
fläche Zweckbestimmung Photovoltaik ergänzt werden. 
 
Die Region Nordschwarzwald verfügt über keinen verbindlichen Regionalplan zur Freiflächen-
Photovoltaik. Als großflächig und insofern regionalbedeutsam gelten Standorte ab einer Größe 
von 3 ha. Das hier vorliegende Vorhaben weist einen räumlichen Geltungsbereich von ca. 10 ha 
auf und ist insofern als regionalbedeutsam zu bewerten. 
 
Die geplante Fläche liegt in komplettem Umfang innerhalb eines im Teilregionalplan Landwirt-
schaft festgelegten Vorranggebiets für die Landwirtschaft. Regional besonders bedeutsame Bö-
den und Standorte, die eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sol-
len als zentrale Produktionsgrundlagen geschont werden und sind als Vorranggebiete für die 
Landwirtschaft festgelegt. Insofern ist darauf hinzuweisen, dass Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
auf überwiegend landbauwürdigen Flächen, die der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten 
sind, vermieden werden sollen. Dieses Ziel wird im Vorhaben berücksichtigt, da eine landwirt-
schaftliche Nutzung durch Beweidung unter den Modulen weiterhin möglich sein soll. Des Weite-
ren überlagert das Vorhaben Gebiete für Erholung und Tourismus sowie Gebiete für den Boden-
schutz. 
 
Aus Sicht des Regionalverbandes ist die 6. Änderung des Flächennutzungsplans 2025 der  
Verwaltungsgemeinschaft Mühlacker – Ötisheim mit den Zielen und Grundsätzen der Regional-
planung vereinbar. Der Regionalverband Nordschwarzwald hat keine Anregungen oder  
Bedenken gegen die vorliegende Planung. 

 
 
 
 
Das geplante Vorhaben weist einen räumlichen Geltungs-
bereich von ca. 9 ha auf. 
 
 
 
Keine Anregung  
 

32. Sparkassen Informationstechnologie GmbH und Co Planauskunft, E-Mail vom 
10.11.2023: 
 

Vielen Dank für Ihre Anfrage. Im angefragten Bereich haben wir weder Kabel noch Leerrohre ver-
legt. Unsere Leitungsauskünfte sind vier Wochen gültig. Bei Rückfragen stehen wir jederzeit gerne 
zur Verfügung.  

Keine Anregung  
 

Stadtwerke Pforzheim (SWP): Kein Eingang 

33. Stadtwerke Mühlacker GmbH, E-Mail vom 09.11.2023 und Schreiben vom 06.11.2023 
 
Anbei die Stellungnahme zu dem oben genannten Flächennutzungsplan. 
Gegen den oben genannten Flächennutzungsplan haben die Stadtwerke Mühlacker keine Be-
lange. 

Keine Anregung  
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Stadtwerke Mühlacker Stadtverkehr: Kein Eingang 

34. Transnet BW, E-Mail vom 09.11.2023: 
 
Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer Leitungsdokumentation abgegli-
chen. 
Im geplanten Geltungsbereich der 6. Änderung des Flächennutzungsplans 2025 der Verwal-
tungsgemeinschaft Mühlacker – Ötisheim „Photovoltaikanlage Gewann Seite" in Mühlacker, 
Großglattbach betreibt und plant die TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. 
Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubringen. Eine weitere Beteiligung am 
Verfahren ist nicht erforderlich. 

Keine Anregung  
 

35. Vodafone, Schreiben vom 21.11.2023: 
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 03.11.2023. 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante Baumaß-
nahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikations-
anlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unse-
rerseits derzeit nicht geplant. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere oben-
stehende Vorgangsnummer an. 

 
Bitte beachten Sie: 
Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder 
eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Ge-
sellschaften trotz der Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die 
bisherigen Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu 
entschuldigen.  

 
Keine Anregung  
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Eine Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. 
oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorge-
hen ist nicht geplant 
 
 

36. Vodafone, E-Mail vom 23.11.2023: 
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 03.11.2023. 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen die von 
Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich 
keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommu-
nikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 
Bitte beachten Sie:  
Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder 
eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass Vodafone und Unitymedia trotz der 
Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen Kommuni-
kationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen. 

 
 
Keine Anregung  
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37. Zweckverband Bodenseewasserversorgung, E-Mail vom 03.11.2023 
Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhandene noch geplante Anlagen der BWV. 
Es werden daher keine Bedenken erhoben. 

Keine Anregung  
 

Straßenverkehrsbehörde: Kein Eingang 

38. Eigenbetrieb Stadtentwässerung, E-Mail vom 03.11.2023 
Es gilt wie im vorangegangenen B-Plan Verfahren: Es ist kein Abwasseranschluss möglich und 
vorgesehen, sämtliches Regenwasser verbleibt wie bisher auf dem Grundstück. Belange der 
Stadtentwässerung sind daher hier nicht berührt. 

Keine Anregung  
 

 
Nachbargemeinden 
 

 

1. Gemeindeverwaltungsverband Heckengäu: Kein Eingang 

2. Gemeindeverwaltung Eberdingen, E-Mail vom 06.11.2023 
Die Gemeinde Eberdingen sieht durch diese Planung ihre Belange nicht berührt und hat keine An-
regungen oder Bedenken vorzubringen. 
Von einer weiteren Beteiligung an dem Verfahren kann abgesehen werden. 

Keine Anregung  
 

3. Gemeinde Illingen: Kein Eingang 

4. Gemeinde Ötisheim: Kein Eingang 

5. Gemeindeverwaltung Wiernsheim, kein Eingang 

6. Stadt Vaihingen an der Enz, E-Mail vom 07.11.2023 
seitens der Stadt Vaihingen gibt es keine Bedenken oder Anregungen. 

Keine Anregung 

7. Nachbarschaftsverband Pforzheim: Kein Eingang 

 
Öffentlichkeit: Kein Eingang 

  

 

 


